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Ob in Hamburg, Berlin oder Potsdam, ob in Köln, Frankfurt/Main oder München: Hunderttausende
gehen in den letzten Wochen gegen Rechtsruck und AfD auf die Straße. Am Wochenende vom 19. –
21. Januar waren es bundesweit weit mehr als eine Million, davon allein in Berlin und München
300.000 bzw. 200.000. Mitglieder, Anhänger:innen und Wähler:innen eines breiten,
klassenübergreifenden demokratischen Spektrums protestieren dort, um ihre Wut, ihre
Betroffenheit und ihre Angst vor dem Rechtsruck deutlich zu machen.

Unmittelbarer Auslöser dieser Massenbewegung waren die jüngst von der Rechercheplattform
CORRECTIV enthüllten Pläne zur „Remigration“, also zur Vertreibung von Millionen Menschen. Bei
einen „privaten“ Geheimtreffen präsentierten der Faschist und bis 2023 Sprecher der Identitären
Bewegung, Martin Sellner, Vertreter:innen der AfD, der Werteunion und anderer Rechter und
Rechtsextremer ihren „Masterplan“, um „die Ansiedlung von Ausländern rückabzuwickeln“.
Asylbewerber:innen, Menschen mit Bleiberecht und „nicht assimilierte Staatsbürger“ sollten von
einer zukünftigen Rechtsregierung allesamt deportiert werden. Gemeinsam sollte die nationale und
völkische Rechte dazu ideologische, „diskursive“ und natürlich auch handfeste Vorbereitung leisten,
um schon jetzt Migrant:innen des Leben möglichst unerträglich zu machen.

Völkisch-rassistische Ziele

Verwundern sollten diese völkisch-faschistischen Ziele, die phantastischen, aber zugleich durchaus
ernstzunehmenden und bedrohliche Pläne nicht. Der Zulauf zur AfD in den Umfragen, wiewohl
durch die Regierungspolitik und die Krise genährt, geht seit Jahren mit ihrer Radikalisierung selbst
einher. Der Thüringer Landesvorsitzende und Rechtsaußen, Höcke, avancierte zum realen
Taktgeber der Partei, deren „gemäßigter“ Flügel wurde in den letzten Jahren marginalisiert. Aber in
den letzten Wochen trag es Millionen überdeutlich zu Bewusstsein, dass die AfD keine „normale“
rechte Partei ist, sondern dass ihr extremer Rassismus die gezielte Deportation von Millionen
anvisiert.

Massenhaftes Entsetzen verursachten die Enthüllungen von CORRECTIV wegen der offenkundigen,
sich jedem halbwegs vernünftigen Menschen aufdrängenden Parallele zum Nationalsozialismus, zur
Wannseekonferenz und den Plänen zum industriellen Massenmord am jüdischen Volk. Pläne wie die
Errichtung eines bis zu zwei Millionen Menschen umfassenden „Musterstaates“ für „Remigrierte“ in
Afrika erinnern unwillkürlich an die nationalsozialistischen Pläne, vier Millionen Jüdinnen und Juden
nach Madagaskar zu deportieren. Und dieser offene Bezug zum Faschismus verdeutlicht, wie weit
nicht nur direkte Nazis, sondern auch immer größere Teile des bürgerlichen Lagers zu gehen bereit
sind. Die Verharmlosungen des Treffens als rein „privaten“ Austausch durch AfD-Funktionär:innen
und Mitglieder der Werteunion oder die Darstellung von Teilnehmer:innen des Treffens, dass man
Sellner „so nicht verstanden“ hätte, sind reine Schutzbehauptungen – sonst nichts. Unglaubwürdig
ist dabei nicht nur die AfD, sondern natürlich auch die CDU, die so tut, als wäre die Werteunion
nicht aus ihr hervorgegangen.

Die Anwesenheit ihrer Vertreter:innen, die aus dem rechten Flügel der CDU/CSU stammen, beim
„privaten“ Treffen verweisen ebenso wie der Aufstieg der Freien Wähler und die anvisierte Bildung
neuer rechtskonservative Parteien zwischen AfD und CDU/CSU auf einen Umbruch in bürgerlichen
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und kleinbürgerlichen Schichten, der keineswegs bloß als „Protest“, sondern als Abspaltung zur
Neuformierung des bürgerlich-rechten Lagers begriffen werden muss.

Die Grenzen der Breite

In jedem Fall hat der Schock über die Enthüllungen eine riesige Demonstrationswelle ausgelöst.
Und das ist gut so. Die Bewegung umfasst die radikale Linke, die reformistischen Parteien SPD und
DIE LINKE, Gewerkschaften, Fridays for Future, antirassistische Initiativen,
Migrant:innenorganisationen, Die Grünen, die Kirchen, FDP und sogar Teile der Unionsparteien.
Faktisch also fast alle außer der AfD und offenen Nazis und Rassist:innen.

Auf den Demonstrationen sprechen neben Vertreter:innen der „Zivilgesellschaft“ Redner:innen aller
Parlamentsparteien, von Regierung, linker wie bürgerlicher Opposition, auch wenn zweifellos jene
aus dem reformistischen und links-bürgerlichen Spektrum dominieren und wohl auch große
Mehrheit der Teilnehmer:innen mobilisieren. Kaum jemand, die/der nicht die „Einheit der
Demokrat:innen“ beschwört, der Ruf nach dem Verbot der AfD wird laut.

Doch was vielen als größte Stärke der Bewegung erscheint, ihr klassenübergreifender Charakter,
die Einheit von Scholz und Merz, aller Parteien bis hin zur Linkspartei, stellt in Wirklichkeit auch
ihre Schwäche dar.

Rechtsruck und Rassismus, deren extrem gefährlicher Ausdruck der Aufstieg der AfD zweifellos ist,
scheint nur außerhalb der „demokratischen“ Mitte, der anständigen Vertreter:innen der
bürgerlichen Verhältnisse zu existieren.

Dabei überbieten sich gerade die Vertreter:innen ebendieser „Mitte“ – von CDU/CSU, FPD, SPD,
Grünen und neuerdings auch der BSW – mit unentwegten Forderungen nach „besserer“ Regulation
der Migration. Auf ein rassistisches Gesetz folgt faktisch das nächste. Während die EU-
Außengrenzen weiter dicht gemacht werden, patrouilliert die Bundespolizei an den deutschen
Grenzen.

Während sich Faeser, Scholz, Baerbock und Lindner als Menschenfreund:innen inszenieren,
beschließt die Ampel-Mehrheit am 18. Januar im Bundestag das
„Rückführungsverbesserungsgesetz“, die jüngste einer Reihe rassistischer Gesetzesverschärfungen.
Dies soll lt. Olaf Scholz ermöglichen, dass Asylbewerber:innen „im großen Stil“ abgeschoben
werden. Das Gesetz sieht unter anderem vor, dass die Durchsuchungsmöglichkeiten der Polizei
ausgeweitet werden. Außerdem sollen Abschiebungen nicht mehr angekündigt werden, sofern nicht
Familien mit Kindern unter zwölf Jahren betroffen sind. Und schließlich sollen Widerspruch oder
Klage gegen Abschiebungen keine aufschiebende Wirkung mehr haben. Union und AfD ging das
nicht weit genug, aber ein weiterer Schritt Richtung Ausweisung aller „unnützen“ Migrant:innen ist
das allemal.

Die fast zeitgleich beschlossene Erleichterung von Einbürgerungen kann das nicht nur nicht
aufwiegen. Sie passt vielmehr ins Konzept der „kontrollierten“ Migration, wie sie auch das deutsche
Kapital fordert.

Während die Regierung und andere „Demokrat:innen“ die völkische und nationalistische Hetze der
AfD verurteilen, heizen sie selbst antimuslimischen und antiarabischen Rassismus an,
kriminalisieren die Solidaritätsbewegung mit Palästina und wollen zukünftig Migrant:innen auf ihre
„Verlässlichkeit“ hinsichtlich der deutschen Staatsräson überprüfen.

Alle diese rassistischen Maßnahmen und Gesetzesverschärfungen stellen heute für Millionen



Migrant:innen und Geflüchtete die unmittelbar größte Gefahr dar. Während die Regierung und die
bürgerlichen Kräfte so tun, als würden sie den Nazis offensiv entgegentreten, schieben sie selbst
„im großen Stil“ ab, versuchen, den Rechten und CDU/CSU den Wind aus den Segeln zu nehmen,
indem sie sich deren Forderungen zumindest teilweise zu eigen machen und umsetzen.

Gegen den Rassismus der Rechten – und von Staat und Regierung!

Wer konsequent gegen die völkischen, faschistischen und rechtspopulistischen Kräfte kämpfen und
mobilisieren will, darf daher zum Rassismus der Regierung, zu den neuen Abschiebegesetzen, zum
antimuslimischen Rassismus und zur Kriminalisierung von politisch oppositionellen Migrant:innen
nicht schweigen. Antirassismus muss Kampf gegen diese staatlichen Maßnahmen inkludieren,
ansonsten wird er selbst unglaubwürdig.

Zweitens müssen wir uns auch klar von der illusorischen Vorstellung abgrenzen, dass der
Rechtsruck und die AfD durch ein Parteiverbot gestoppt werden würden. Damit würden weder der
staatliche Rassismus noch Faschismus verschwinden. Vor allem aber verkennt diese Losung, dass
das deutsche Kapital in einer zugespitzten Krise oder angesichts massiven Klassenwiderstandes auf
AfD und weit rechtere Kräfte zurückzugreifen bereit ist. Schließlich kann die Forderung von
bürgerlicher Seite auch leicht zur Begründung von Verboten linksradikaler „antidemokratischer“,
außerhalb des „Verfassungskonsenses“ stehender Organisationen herangezogen werden, wie wir es
schon heute bei solchen palästinensischer, kurdischer oder türkischer Organisationen sehen.

Um den Zulauf zur AfD zu stoppen, können und dürfen wir uns nicht auf den Staat verlassen und
schon gar nicht dürfen wir uns an sie anpassen, wie das die BSW tut. Der Kampf gegen Rassismus
und gegen Faschismus muss vielmehr als Teil des Klassenkampfs verstanden werden. Daher müssen
wir in der Bewegung gegen die Rechten für die Herausbildung einer antirassistischen Einheitsfront
der Gewerkschaften, der linken Parteien, der Migrant:innenorganisationen, der radikalen Linken
kämpfen. Dazu müssen sich Linke, internationalistische und alle Organisationen der
Arbeiter:innenbewegung an den Massenkundgebungen und Demonstrationen nicht nur beteilten,
sondern auch offen und sichtbar für eine internationalistische und klassenkämpferischen
Stoßrichtung eintreten.

Nein zu allen rassistischen Gesetzen! Stopp aller Abschiebungen! Offene Grenzen und
volle Staatsbürger:innenrechte für alle, die hier leben!

Nein zu allen Überwachungsmaßnahmen und zur Kriminalisierung von Migrant:innen
und politischen Flüchtlingen!

AfD und Nazis organisiert entgegentreten! Gegen rechte Übergriffe und Angriffe:
Selbstschutz von Migrant:innen und Gewerkschaften aufbauen!

Gemeinsamer Kampf gegen die gesellschaftlichen Wurzeln von Faschismus und
Rassismus! Gemeinsamer Kampf gegen Inflation, Niedriglohn, Armut und



Wohnungsnot!


